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In der Nacht vom 27. auf den 28. Mai 2012 jähren sich die 
Ausschreitungen im Mannheimer Stadtteil Schönau zum 20. Mal. 
Mit dieser Broschüre will das „Komitee Schönau nicht vergessen“ 
einen Beitrag dazu leisten, jenes Ereignis der jüngsten Geschichte 
in das allgemeine Gedächtnis zurück zu rufen.

Die tagelangen Ausschreitungen von Anwohnern und Anwohne-
rinnen gegen die Flüchtlingssammelunterkunft in Mannheim 
Schönau stellen ein Exempel für den agierenden Rassismus dar, 
der damals in der Gesellschaft verbreitet war. Wenn auch in 
seinen Formen verändert, hat gesellschaftlich verbreiteter Rassismus 
nach wie vor Bestand und hat stetig neue Gewaltakte gegen 
Menschen zur Folge, die nicht eine bestimmte Normvorstellung von 
„deutsch“ erfüllen.
Die europäische Situation stellt sich heute anders dar als vor 
zwanzig Jahren: Die faktische Schließung der EU-Außengrenzen 
führt dazu, dass der rassistische Diskurs sich qualitativ neu geord-
net hat. Nach wie vor kommt es immer wieder zu tätlichen 
Angriffen auf Migrant_innen und auch der Rassismus aus der 
sogenannten Mitte hat nun in der Abschottung nach außen seine 
zynische Vollendung gefunden.

Anfang der 90er-Jahre im deutschnationalen Taumel der sogenann-
ten Wiedervereinigung schürten Politik und Medien die weit 
verbreitete Hetze gegen eine angebliche „Ausländerflut“. Der Hass 
entlud sich in dieser Zeit hier in der Region und bundesweit in 
einer Reihe rassistischer Ausschreitungen, Brandanschläge und 
Morde. Die Rhetorik der zuschauenden Öffentlichkeit bestätigte die 
Täterinnen und Täter in ihrer Selbstwahrnehmung als Vollstrecke-
rinnen und Vollstrecker der Mehrheitsmeinung. Sie änderte sich 
auch nicht, nachdem 1993 das - damals noch im Grundgesetz 
verankerte - Recht auf Asyl faktisch abgeschafft wurde, womit den 
Forderungen der Rassistinnen und Rassisten entsprochen war.

Die Ereignisse auf der Schönau stellen nur einen Höhepunkt in 
einer Kette rassistischer Gewalttaten dar, die wir in dieser Broschü-
re dokumentieren. Ein besonderes Augenmerk liegt auf der 
rhetorischen Verschiebung bezüglich der Opfer und Täterinnen wie 
Tätern, die von den Medien, allen voran dem Mannheimer 
Morgen und der Stadtverwaltung unter dem damaligen Oberbür-
germeister Gerhard Widder vorgenommen wurde. Von keiner 
dieser Seiten wurde je in irgendeiner Form eine Revision ihrer 
damaligen Standpunkte vorgenommen.

Erstellt wurde diese Broschüre 2005, als sich die Ausschreitungen 
zum 15. Mal jährten. Zu dieser Zeit hatte die Neonazigruppe 
Nationalsozialistischer Untergrund (NSU) schon sieben Morde 
begangen. Polizei und Verfassungsschutz konzentrierten sich bei 
den Ermittlungen auf die Familien der Opfer und deren Umfeld. 
Außerdem suchten die Ermittelnden Spuren im Drogen- und/oder 
Bandenmilieu. Eine rassistische Verkehrung von Opfern und 
Täterinnen und Tätern findet statt; kontinuierlich zieht sich diese 
Haltung durch die Berichterstattung und die politischen Reaktionen 
auf rassistische Gewalttaten.
 
Mittlerweile hat Mannheim einen neuen Bürgermeister. Doch auch 
Oberbürgermeister Peter Kurz hat bis heute kein angemessenes 
Statement und keine kritische Reflektion der damaligen Äußerungen 
veröffentlicht. Nach 20 Jahren wäre es an der Zeit, auch von 
Seiten der Stadtverwaltung die damaligen Vorfälle zu thematisieren 
und in ihren rassistischen Kontext einzuordnen. 
Gerade vor dem Hintergrund des andauernden Extremismus-
Diskurses, der Rassismus und Gewalt falsch, nämlich an einem 
abgrenzbaren Rand der Gesellschaft verortet und damit als 
Problem ausblendet, ist es notwendig, sich an die rassistischen 
Angriffe zu erinnern, die von „ganz normalen“ Mannheimer 
BürgerInnen ausgeübt werden.

Zu Aufbau und Inhalt
der Broschüre
Zunächst dokumentieren wir die Vorgänge auf der Schönau 
chronologisch. Dabei nehmen wir auch Bezug auf die Reaktionen 
des Mannheimer Morgens und der lokalen Politik. Die Darstellung 
des Widerstands gegen die öffentliche Meinung in Form von 
Demonstrationen und Kundgebungen, aber auch die Entstehung 
von antirassistischen Initiativen und Gruppen und interne Auseinan-
dersetzungen sind ein weiterer Teil dieser Broschüre. Um die 
herrschende Wahrnehmung dieses Widerstands zu verdeutlichen, 
gehen wir dann auf die Darstellung der Demonstrationen im 
Mannheimer Morgen und auf die polizeiliche Repression ein. 
Abschließend wird die Entwicklung bezüglich der auf die Ereig-
nisse auf der Schönau folgenden Gewalttaten gegen 
„Ausländer_innen“ und Asylbewerber_innen aufgezeigt.



Die Entscheidung in der Schönauer Gendarmeriekaserne 
ein Sammellager für Asylbewerber einzurichten, stieß von 
Anfang an auf Proteste von Seiten der AnwohnerInnen. 
Als „Argumente“ dienten den GegnerInnen die angeblich 
steigende Lärmbelästigung ebenso wie der Verweis auf die 
sozial-strukturelle Schwäche des Stadtteils, die eine solche 
zusätzliche „Belastung“ nicht integrieren könne. Besonders 
interessant ist auch der Hinweis auf die unter Bevölke-
rung angeblich herrschende Angst vor rechtsextremen 
Ausschreitungen, die durch die Einrichtung eines solchen 
Lagers animiert werden könnten. 

Die Schönauer Gendarmeriekaserne war von der US-Ar-
mee erst Ende November 1991 übergeben worden und 
schon am 15.01.1992 zogen die ersten 59 Flüchtlinge ein. 
Für Umbaumaßnahmen stand also kaum Zeit zur Verfü-
gung (Vgl: Die ersten kommen Ende November, MaMo, 
08.11.91). „So mussten die Flüchtlinge dort in Zwei-, Vier-, 
und Achtbettzimmern leben und hatten je einen halben 
Spind für sich. Sanitäre Einrichtungen waren knapp be-
messen und anfangs nicht nach Geschlechtern getrennt. 
Einrichtungen für Kinder, deren vorrangige Einweisung ge-
fordert worden war, gab es nicht und auch für den Schul-
besuch existierte keine Regelung. Ebenso vermisst wurden 
Gemeinschaftsräume, Informationsmöglichkeiten und ein 
öffentliches Telefon. An den Fenstern fehlten Sichtschutz- 
bzw. Verdunklungsmöglichkeiten, Kühlschränke waren nicht 
vorhanden und nur wenige Kochplatten wurden vorher 
eingebaut. Das fertige Essen kam mit einem Kleinbus aus 
Heilbronn.“ (Möller, Matthias: „Ein recht direktes Völkchen? 
- Mannheim-Schönau und die Darstellung kollektiver Ge-
walt gegen Flüchtlinge.“ Trotzdem Verlag: Grafenau/Frank-
furt a. M., 2007. S.38)

1. 
Die Einrichtung des Sammellagers auf der Schönau
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26.05. Gerücht der Vergewaltigung
Eine Anzeige einer jungen Frau, die von ihrem amerikani-
schen Freund vergewaltigt worden war, führte dazu, dass 
sich auf der Schönau das Gerücht verbreitete, einer der 
Asylbewerber habe eine Frau von der Schönau vergewal-
tigt. „Am Dienstag Abend (26.5.) rotteten sich deshalb ca. 
150 zum Teil mit Stöcken bewaffnete Jugendliche vor dem 
Heim in der Absicht zusammen, es zu stürmen. Beim Eintref-
fen starker Polizeikräfte zerstreute sich die Gruppe jedoch 
fluchtartig. Auch am nächsten Tag kam es vor der Unter-
kunft zu einer ähnlichen Zusammenrottung, die Polizei war 
wie bereits am Vortag mit Hunden im Einsatz und drohte 
den Angreifenden mit Platzverweisen.“ (Möller: S.49f).

28.05.92
Nach einem Vatertagsfest im Schönauer Siedlerheim 
rotteten sich gegen 20.00 Uhr etwa 150 Schönauer Bür-
gerInnen vor der Unterkunft zusammen, belagerten diese, 
versuchten mehrmals sie zu stürmen und riefen rassistische 
Hassparolen. Die Menge vor dem Heim stieg stetig an und 
erreichte gegen 22.00 Uhr die Höchstzahl von 400 Perso-
nen. Dabei wurden auch Fensterscheiben in der Unterkunft 
eingeworfen. Verfasserinnen einer linken Dokumentation 
schätzen die Täter folgendermaßen ein: „Die Aktionen 
gingen nicht, wie noch in Hoyerswerda, von organisierten 
Faschisten aus. Der fast ausschließlich deutsche Spießer 
erhob sich ohne ‚Anleitung‘ von selber.“ (Koordinationskreis 
gegen Rassismus auf der Schönau: Dokumentation. Mann-
heim-Schönau: 26.05.-27.06.1992. Augenzeugen, Bilder, 
Chronologie, Flugblätter, Politikerbriefe, Presseartikel zu: 
Belagerung des Sammellagers für Asylsuchende, Polizei-
terror gegen AntirassistInnen, Aktionen... . Mannheim. S. 2). 
Später am Abend kam auch Oberbürgermeister Widder 
auf die Schönau und versuchte dort, beschwichtigend auf 
die Masse einzuwirken. Mit den verängstigten Flüchtlingen 
wechselte er allerdings kein Wort.

29.05.92
OB Widder kündigte in einem Brief an alle Schönauer 
Maßnahmen gegen die angeblichen Belästigungen an, 
die von der Unterkunft ausgehen sollen, und mahnte die 
Bürger zu Besonnenheit. Er versicherte den BürgerInnen, es 
würden eine Reihe von Maßnahmen erörtert, die zu einer 
Entspannung (in deren Sinn) der Situation auf der Schönau 
beitragen sollten.“ (Brief Widder vom 29.05.92). Wer 
denkt, diese Zusicherung sei an die verängstigten Flüchtlin-
ge gerichtet, liegt falsch. Der Brief geht weiter: „Zunächst 
wird dafür gesorgt, dass baldmöglichst der Anteil von 
Flüchtlingsfamilien mit Kindern deutlich erhöht wird und der 
Anteil von jungen Alleinstehenden gesenkt wird. [...] Als 
Sofortmaßnahme wird der Pförtnerdienst deutlich verstärkt. 
Dieser wird auch Sorge dafür tragen, dass Provokationen 
und Lärmbelästigungen seitens der Bewohner der Sammel-
unterkunft unterbleiben.“ (ebd). Dieser Brief ist ein Beispiel 
für die Stimmung, die in der Folge der Ausschreitungen von 
den Medien (ganz vorne der Mannheimer Morgen) und 
der Stadtverwaltung verbreitet werden sollte. Als Opfer 
wurden nicht die an Leib und Leben bedrohten und oft 
sowieso schon traumatisierten Flüchtlinge begriffen, son-
dern die Schönauer Bürger, die erst die Last des Heimes 
und nun auch noch die der gewaltsamen Ausschreitungen 
zu tragen hätten. Diese Sichtweise konstruierte zum einen 
falsche Opfer und verwischte zum anderen die Täterschaft. 
In dieser Logik gab es keine Täter, die einzige aktive Ge-
fahr ging angeblich von den Flüchtlingen aus. Die Schö-
nauer standen als unpolitische, ein bisschen betrunkene 
Bürger da, die in einem Stadtteil leben, in dem Konflikte 
sowieso gerne mal mit den Fäusten ausgetragen werden. 
Diese Darstellung sollte die politische Brisanz der Vorfälle 
herunterspielen und vor allem immer wieder klarmachen, 
dass die Ausschreitungen längst nicht die Qualität derer in 
Rostock und Hoyerswerda gehabt hätten und mit diesen in 
keinerlei Verbindung stünden.

30.05.92 bis 02.06.92
Bis zum zweiten Juni versammelten sich allabendlich 
Menschen vor dem Heim und belagerten es. Am 02.06. 
berichtete der Mannheimer Morgen, mittlerweile seien 
„an den Fenstern des Heimes engmaschige Gitter ange-
bracht“ worden (vgl: MaMo 02.06. Entspannte Lage auf 
der Schönau). Allerdings nicht zum Schutz der Flüchtlinge, 
sondern „damit etwaige Provokationen der Bewohner 
unterbleiben. Einige Schönauer hatten berichtet, dass sie 
von den Asylbewerbern angepöbelt und mit anzüglichen 
Gesten provoziert worden seien.“ (ebd.)

2. 
Chronologie der Ausschreitungen
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Solidarisierungen mit den Flüchtlingen kamen fast aus-
schließlich aus den Reihen der radikalen Linken, wohinge-
gen sich die bürgerliche Linke, wie Grüne und Jusos eher 
mit der Gefährdung der Bürgerrechte in Folge der Repres-
sionen gegen die Solidaritätsdemonstrationen auseinan-
dersetzte. In ihren Aufrufen wiesen diese Gruppen zwar 
auf den ansteigenden Ausdruck des Rassismus in Folge der 
Asylgesetzverschärfung hin, Anlass für eine Positionierung 
bot aber eher die Repression. Für die radikale Linke reihte 
sich Schönau in eine Reihe rassistischer Ausschreitungen 
ein, die in der Zeit zuvor schon zu Solidarisierungs-, aber 
auch zu Abwehraktionen führte. Der spezifisch neue 
Charakter der Ausschreitungen auf der Schönau, die 
rassistische Mobilisierung des deutschen „Spießers“ und 
eben nicht organisierter Nazis erkannten antirassistische 
und antifaschistische Gruppen, leiteten daraus aber 
unterschiedliche Motive der Übergriffe ab. Der größte und 
wichtigste inhaltliche Streit entbrannte wegen eines Flug-
blatts, welches die Ausschreitungen als falschen Ausdruck 
eines grundsätzlich gerechtfertigten Sozialprotests sah. 
Aus Frankfurt antworteten AntirassistInnen mit dem Flug-
blatt „Aufruf zur Vertreibung des deutschen Mobs aus den 
Straßen von Schönau“. Die Ausschreitungen seien keines-
wegs fehlgeleiteter Protest, sondern spezifischer Ausdruck 
des deutschen Rassismus. Wir gehen hier nicht näher auf 
die Thesen der Papiere ein, beide Flugblätter befinden sich 
im Dokumententeil und können so eigenständig nachvollzo-
gen werden. Die Aktionen der Linken, die den Ausschreitun-
gen folgten, hatten zwei zentrale Motive. Zum einen sollte 
den Flüchtlingen Solidarität entgegengebracht werden, 
hierzu setzte man sich mit den Lebensumständen in den 
Unterkünften auseinander. Es sollten aber ebenso konkrete 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden, die Ausschreitungen 
verhindern können. Die Praxis, sich dem Mob entgegen 
zu stellen, hatte schon mehrfach zu einer Verhinderung 
von Übergriffen gegen MigrantInnen geführt und war in 
Folge des Nicht-Eingreifens der Polizei notwendig ge-
worden (Aktionen dieser Art gab es 1992 zum Beispiel in 
Greifswald und Quedlinburg. Vgl. Ohne Autor: Gegen das 
organisierte Deutschtum! In: Radikal, 17. Jg 1992, H. 146, 
S. 37. Nach: Möller: S. 135) . Eine solche Strategie wurde 
auch für die Schönau angedacht. Die erste Demonstrati-
on war auf der Schönau geplant und wurde von Polizei 
und Stadt verboten. Begründet wurde das Verbot mit der 
angeblichen Unmöglichkeit der „Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit“. Oberbürgermeister 
Widder ließ auf der Schönau ein Flugblatt verteilen, indem 
er die Schönauer aufrief, Versammlungen fernzubleiben, 
Verständnis für Verkehrsbehinderungen bei Polizeikontrol-
len aufzubringen und Ruhe zu bewahren, begründet mit 
der Befürchtung, „reisende Gewalttäter“ kämen trotz Ver-
bots auf die Schönau. Auch die räumliche Verlegung der 

Demonstration in die Mannheimer Innenstadt brachte keine 
Legalisierung. Am 06. Juni 1992 fand die Kundgebung in 
der Innenstadt trotz Verbot statt. Die Polizei reagierte mit 
Prügel- und Schlagstockeinsatz. Interessant ist hier auch 
wieder die Berichterstattung vor allem im Mannheimer 
Morgen. Auf die Inhalte der Demonstration wird nur am 
Rande eingegangen und der Hauptteil bezieht sich auf 
prognostizierte Gewalt nicht von Seiten der Polizei, son-
dern der DemonstrationsteilnehmerInnen. Rezipiert wird die 
Demonstration als geplante Randale und Zerstörungswut 
„angereister Autonomer“ aus dem ganzen Bundesgebiet. 
Die bundesweite Mobilisierung erscheint als Beweis dafür, 
das die TeilnehmerInnen keine „legitime“ Demonstration 
durchführen, sondern die Stadt in Schutt und Asche legen 
wollten. Laut der „Süddeutschen Zeitung“ nahmen an der 
auch in der Innenstadt verbotenen Demonstration 300-400 
Personen teil. 142 wurden festgenommen, nachdem die 
Polizei die Kundgebung unter Knüppeleinsatz „auflöste“. Im 
Mannheimer Morgen klingt das in etwa so: Einige Betrun-
kene sind vor das AsylbewerberInnenheim gezogen und 
haben dumme Sprüche gemacht. Das alles, eigentlich ein 
harmloses Ereignis wird durch „linke Chaoten“ hochstili-
siert, die Beweggründe für die Linken seien Lust an Gewalt 
und jede Gelegenheit werde gesucht, „um den Staat als 
Polizeistaat zu verunglimpfen“ (Mannheimer Morgen vom 
09.06.1992). In Folge dessen sind sie auch die Schuldigen 
an den Gewalttaten der Polizei. So werden dann auch an-
geblich bei DemonstrantInnen gefundene Waffen gezeigt. 
Dass auf den Fotos der Demonstrationen nur Gewalt der 
PolizistInnen gegen DemonstrantInnen zu sehen ist und 
das Machtverhältnis eindeutig ist, stört bei der Darstellung 
scheinbar niemanden. Die Berichterstattung der folgenden 
Demonstrationen schlägt in dieselbe Kerbe. Allerdings 
werden kritische LeserInnenbriefe häufiger. Die überzogene 
Gewalt der Polizei sowie die falsche Berichterstattung im 
Mannheimer Morgen ging einigen LeserInnen zu weit und 
veranlasste einige politische Parteien wie Jusos und Grüne, 
aber auch politische Initiativen zu Stellungnahmen und 
eigenen Aufrufen für eine erneute Demonstration am Sams-
tag, dem 13. Juni 1992. Die Berichterstattung des Mannhei-
mer Morgens folgte der vorherigen Ausrichtung. Festzu-
halten bleibt: Die Kritik an den Verhältnissen, die solchen 
Rassismus erzeugen, und die bedingungslose und prakti-
sche Solidarität blieb der radikalen Linken vorbehalten, die 
bürgerliche Linke schaltete sich ein, als sie die Freiheits- und 
Abwehrrechte gegen den Staat gefährdet sah. Für die re-
gionale Szene ergaben sich aus den Aktionen einige neue 
Gruppen, die sich mit Rassismus theoretisch und praktisch 
auseinandersetzten. So entstand zum Beispiel das Antiras-
sistische Telefon, bei dem sich Menschen melden konnten, 
die sich in einer Bedrohungssituation befanden.

3. 
Solidarisierung und Repression
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In den 90er Jahren hat es in Deutschland eine rapide 
Zunahme rassistischer Gewalt gegen MigrantInnen und 
Flüchtlinge gegeben, ausgelöst wiederum durch einen 
neuen Taumel von Nationalismus und Chauvinismus nach 
der so genannten Wende und dem Zusammenbruch der 
autoritären sozialistischen Systeme in der DDR und den 
anderen Staaten des nicht-kapitalistischen Blocks. Die ras-
sistische Gewalt wurde nicht nur von Nazis verübt, sondern 
auch von PolizistInnen und GrenzschützerInnen, etwa bei 
Razzien in den Abschiebeknästen oder bei Abschiebun-
gen. Gewalt wurde, wenn auch indirekt, aber auch durch 
die Entscheidungen von PolitikerInnen, Gerichten und Be-
hörden (insbesondere Ausländerbehörden) ausgeübt. Der 
institutionelle Rassismus erschuf ein ganzes System der Stig-
matisierung, (tendenzieller) Entrechtung und Ausgrenzung. 
Die Medien lieferten vor allem im Vorfeld der faktischen 
Abschaffung des Asylrechts im Jahre 1993 die passenden 
Bedrohungsszenarien und phantasierten, die so genannte 
„Asylantenflut“ sei nicht mehr verkraftbar. Dadurch wurde 
der latente Rassismus in einem Großteil der Bevölkerung 
aktiviert und manifestiert. Dieser entlud sich dann beispiels-
weise in den Pogromen in Hoyerswerda, Rostock oder auch 
den tagelangen Ausschreitungen gegen die BewohnerIn-
nen des Asylbewerberheims in Mannheim-Schönau. An 
den rassistischen Gewalttaten war zwar nur ein vergleichs-
weise geringer Anteil der bundesdeutschen Bevölkerung 
unmittelbar beteiligt, aber diejenigen Menschen, die sich 
mit den angegriffenen Flüchtlingen und Migrantinnen 
aktiv solidarisierten, waren nicht zahlreich genug, um das 
sich ausbreitende Klima von Rassismus und den Ausbau 
des institutionellen Rassismus nennenswert zu behindern 
oder gar zu stoppen. Die politischen und gesellschaftli-
chen Reaktionen auf teilweise äußerst brutale rassistische 
Angriffe auf Menschen mit Migrationshintergrund folgten 
bestimmten Handlungsmustern. Der rassistische Charak-
ter dieser Angriffe wurde oft geleugnet oder verharmlost. 
Die Opfer wurden immer wieder zu Tätern gemacht. Beim 
furchtbaren Brandanschlag auf eine Flüchtlingsunterkunft 
in Lübeck im Jahre 1996 starben 10 Menschen. Obwohl 
die in Nazistrukturen eingebetteten Täter schon bekannt 
waren und es klare Indizien für ihre Täterschaft gab, wurde 
ein Überlebender als Täter präsentiert. Monatelang wurde 
gegen einen Bewohner des Heims ermittelt, der verdächtigt 
wurde, den Brand gelegt zu haben. Dieses Verfahren, die 
Opfer zu Tätern zu machen, ist in rassistischen Gesell-
schaften ein typisches, besonders perfides Instrument, das 
häufig bewusst eingesetzt wird. Bei den Gewalttaten, die 
besonders menschenverachtend, hinterhältig und feige 
waren, fallen die Brandanschläge auf, die im Schutze der 
Dunkelheit auf Flüchtlingsunterkünfte verübt wurden. Sie 
waren spektakulär, erregten Aufsehen und sie wurden auch 
von den Herrschenden zur demagogischen Rechtfertigung 

ihrer so genannten „Asylrechtsreform“ instrumentalisiert. 
Dabei wurde argumentiert, um den „echten“ Flüchtlingen 
Schutz auch vor rechtsextremistischer Gewalt gewähren zu 
können, sei eine Asylrechtsänderung nötig, da es unum-
gänglich sei, die Zahl der AsylbewerberInnen zu begrenz-
en. Der „Asylmissbrauch“ müsse aufhören, dann gebe es 
weniger Probleme mit der „einheimischen“ Bevölkerung und 
die Fremdenfeindlichkeit werde zurückgehen. Die „Reform“ 
des Asylrechts wurde in dieser Argumentation als notwen-
dige Maßnahme dargestellt, um letztlich das Zusammen-
leben von Flüchtlingen und Deutschen zu verbessern. Die 
Relativierung und Verharmlosung der rassistischen Taten 
durch deutsche Gerichte und die relativ niedrigen Strafen 
für die Täter folgen der erläuterten Methode der Dar-
stellung der Täter als Opfer und der Subjektivierung der 
Schuld. Die Ermittlungsverfahren der Polizei kamen auffällig 
häufig zum Schluss, es handelte sich um Einzeltäter oder 
die Täter seien nicht ganz zurechnungsfähig gewesen, 
hätten Alkohol getrunken, sich nur einen Spaß geleistet 
oder sich geärgert. Letzteres war zum Beispiel die offizielle 
Motivationsversion eines Brandanschlags in Lampertheim 
im Februar 1992 auf ein Haus, in dem Flüchtlinge wohnten. 
Dabei starben ein Ehepaar und ihr kleines Kind. Schließlich 
waren die Brandschutzmaßnahmen meist mangelhaft. Häu-
fig fehlten Feuerlöscher, Flurtelefone oder Notrufanlagen in 
den Unterkünften der AsylbewerberInnen.

In Ludwigshafen wurden von 1992 bis 1994 besonders vie-
le Brandanschläge verübt – wesentlich mehr als in Mann-
heim, obwohl Mannheim fast doppelt so viele Einwohner 
hat. Es liegt nahe, zu vermuten, dass der Grund hierfür in 
den stärker ausgebildeten Nazistrukturen in Ludwigshafen 
zu suchen ist. Glücklicherweise kam in Ludwigshafen kein 
Mensch durch einen Brandanschlag zu Tode. Beim letzten 
größeren Brandanschlag - im Jahre 2000 - auf eine Asyl-
bewerberunterkunft in Ludwigshafen-Oppau konnten die 
Bewohner den Brand selbst löschen. Es wurden Brandsätze 
durch ein Fenster geworfen, wodurch ein junges Mäd-
chen schwere Brandverletzungen erlitt. Dies war der dritte 
Brandanschlag auf dasselbe Heim im Laufe einiger Jahre. 
Weiterhin gab es einen Brandanschlag auf ein Hochhaus, 
der möglicherweise ebenfalls rassistisch motiviert war. 
In dem Haus wohnten nur AsylbewerberInnenAuch ein 
Haus, dessen Bewohner sich zusammen mit ihren Unter-
stützerInnen monatelang gegen die von der Stadt verfügte 
Vertreibung gewehrt hatten, wurde Ziel eines Brandan-
schlags. Die Reaktionen der PolitikerInnen, der Medien 
und der Öffentlichkeit richteten sich nach dem jeweilig 
aktuellen Diskurs. Nach der Solidaritätsdemonstration in 
Folge des Brandanschlags in Oppau 2000 an der sich 
(im so genannten „Antifa-Sommer“) um die 1000 Men-
schen beteiligten und zu der auch bürgerliche Linksliberale 
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aufgerufen hatten, verdeutlichten einige AntifaschistInnen 
ihre Ablehnung des institutionellen Rassismus, indem sie bei 
der Rede des auf der Abschlusskundgebung auftretenden 
Staatssekretär des Inneren die Bühne besetzten. Der für 
die Flüchtlinge zuständige Bürgermeister in Ludwigshafen 
verglich wegen der von ihm wahrgenommenen Gewalt 
gegen den Staatsrepräsentanten die antirassistischen und 
antifaschistischen DemonstrantInnen mit den rechtsextre-
mistischen Gewalttätern.

Die Gewalt gegen Flüchtlinge geht ebenso vom gewaltmo-
nopolistischen Staat aus. Die seit Jahren sorgfältig erstellte 
Statistik der Antirassistischen Initiative (ARI) Berlin belegt 
das eindeutig. Im Zeitraum vom 1.1.93 bis zum 31.12.2006 
kamen in der BRD 351 Flüchtlinge durch staatliche Maß-
nahmen ums Leben – durch rassistische Übergriffe oder 
bei Bränden in Unterkünften starben 80 Flüchtlinge. Daraus 
ergibt sich als Fazit: Wenn wir den Rassismus abschaffen 
wollen, dann müssen wir auch die gesellschaftlichen Bedin-
gungen, die dem institutionellen und staatlichen Rassismus 
zugrunde liegen, überwinden!

Mannheim im Frühjahr 2007 
    
Komitee Schönau nicht vergessen!
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